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12. § 80 Absätze 2 bis 4 erhalten folgende Fassung:
„(2) Wer im Ausland eine nach den Gesetzen der Deut­
schen Demokratischen Republik strafbare Handlung be­
geht, kann nach ihren Strafgesetzen zur Verantwortung 
gezogen werden, wenn er zur Zeit der Tat Burger der 
Deutschen Demokratischen Republik oder Staatenloser mit 
ständigem Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Re­
publik war.
(3) Ausländer können nach den Strafgesetzen der Deut­
schen Demokratischen Republik wegen einer irp Ausland 
begangenen Straftat zur Verantwortung gezogen werden, 
wenn

1. sie ein Verbrechen gegen die Souveränität der Deut­
schen Demokratischen Republik, den Frieden, die 
Menschlichkeit und die Menschenrechte begangen ha­
ben;

2. ihre Bestrafung durch spezielle internationale Verein­
barungen vorgesehen ist;

3. sie durch ein Verbrechen die Rechte der Deutschen 
Demokratischen Republik oder ihrer Bürger erheblich 
beeinträchtigt haben;

4. sie Straftaten begehen, die sich gegen Einrichtungen 
der Deutschen Demokratischen Republik im Ausland 
richten;

5. sie sich auf dem Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik befinden, die Handlung auch am Begehungs­
ort oder im Heimatstaat oder -gebiet des Täters straf­
bar ist und eine Auslieferung nicht erfolgt.

Das gilt auch für Staatenlose, die nach der Tat ihren 
ständigen Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Re­
publik begründet haben und bei denen zur Zeit der Tat 
die in den Ziffern 1 bis 5 genannten Voraussetzungen Vor­
lagen.

(4) Eine im Ausland wegen derselben Handlung bereits 
vollzogene Untersuchungshaft, Strafe mit Freiheitsentzug 
oder ein anderer Freiheitsentzug ist anzurechnen.“
Der-bisherige Abs. 4 wird Abs. 5 und Abs. 5 wird Abs. 6.

13. Als § 91 а wird eingefügt:

„ § 9 1 a

Folter

(1) Wer bei der Ausübung staatlicher Tätigkeit eine Per­
son körperlich oder psychisch schwer mißhandelt oder 
solche Handlungen veranlaßt oder duldet, um

1. von ihr oder einer anderen Person eine Aussage oder 
ein Geständnis oder deren Unterlassung zu erzwin­
gen;

2. sie für eine tatsächlich oder mutmaßlich von ihr oder
einer anderen Person begangene Handlung zu bestra­
fen;

3. sie oder eine andere Person einzuschüchtern, zu nötigen 
oder zu diskriminieren,

wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jah­
ren bestraft.

(2) Wer die Tat zusammen mit anderen ausführt oder wer 
durch die Tat eine schwere Körperverletzung vorsätzlich 
oder fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe von 
zwei bis zu zehn Jahren bestraft.

(3) Der Versuch ist strafbar.“

14. Im § 114 wird als Abs. 3 eingefügt:
„ (3) Wurde durch die Tat nach Absatz 1 der Tod eines 
nahen Angehörigen verursacht, kann von Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit abgesehen werden.“

15. Im § 115 wird als Abs. 3 eingefügt:
„(3) Ist die Tat gegenüber einem Angehörigen begangen, 
tritt die Verfolgung auf dessen Antrag ein.“

16. Als § 117 а wird eingefügt:

„§117 a

Beteiligung an schweren Gewalttätigkeiten 
gegen Personen

(1) Wer sich zusammen mit anderen an einem Angriff auf 
die Gesundheit von Menschen beteiligt, wird, wenn da­
durch die im § 116 Absatz 1 beschriebenen Folgen verur­
sacht werden, mit Freiheitsstrafe bis zu acht Jahren be­
straft.
(2) Wird durch die Tat der Tod eines Menschen fahrlässig 
verursacht, harm auf Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren er­
kannt werden.
(3) Ist die Tatbeteiligung nach den Absätzen 1 und 2 von 
untergeordneter Bedeutung, kann auf Verurteilung auf 
Bewährung, Haftstrafe oder Geldstrafe erkannt werden.“

17. Im § 118 wird als Abs. 3 eingefügt:
„(3) Die Verfolgung tritt auf Antrag des Geschädigten 
ein.“

18. Als § 130 а wird eingefügt:

„§130 a 
Geiselnahme

(1) Wer einen Menschen als Geisel in seine Gewalt bringt 
oder in seiner Gewalt hält und mit der Tötung, mit Kör­
perverletzung oder mit der Fortdauer der Freiheitsberau­
bung der Geisel droht, um andere Personen, Organisa­
tionen, Einrichtungen oder staatliche Organe zu einer 
Handlung, Duldung oder Unterlassung als ausdrückliche 
oder stillschweigende Voraussetzung für die Freigabe der 
Geisel zu nötigen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren bestraft.
(2) -Wer
1. bei der Geiselnahme die Anwendung von Waffen oder 

gemeingefährlichen Mitteln androht oder das Leben 
einer Vielzahl von Menschen gefährdet;

2. mehrere Personen als Geisel nimmt;
3. durch die Tat eine schwere Körperverletzung vorsätz­

lich oder fahrlässig verursacht,
wird mit Freiheitsstrafe von zwei bis zu zehn Jahren be­
straft.
(3) Wer durch die Tat den Tod eines Menschen fahrlässig 
verursacht, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jah­
ren bestraft.
(4) Die Vorbereitung und der Versuch sind strafbar.
(5) Läßt der Täter die Geisel unter Aufgabe seiner rechts­
widrigen Ziele frei, kann auf eine geringere als die an­
gedrohte Mindeststrafe erkannt oder von Strafe abgese­
hen werden.“

19. § 132 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Ebenso wird bestraft, wer die Handlung begeht, um 
einen Menschen zur Prostitution zu bringen, oder wer ein 
Kind oder einen Jugendlichen mit dessen Einwilligung ins 
Ausland zum Zwecke der Prostitution verbringt.“

20. In die §§ 135 und 136 wird jeweils als Abs. 2 eingefügt:
„(2) Die Verfolgung tritt auf Antrag des Geschädigten 
ein.“ ^
Der bisherige Text wird jeweils Abs. 1.


